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Im Oktober 2000 gründete die Bundesrepublik 
Deutschland die Deutsche Stiftung Friedens-

forschung (DSF), die ihren Sitz in der Friedens-
stadt Osnabrück hat. Die DSF ist eine Stiftung 
bürgerlichen Rechts und als gemeinnützig im 
Sinne der Abgabenordnung anerkannt. Sie ist 
eine Einrichtung der Forschungsförderung, de-
ren Aufgabe darin besteht, wissenschaftliche 
Vorhaben und strukturelle Entwicklungen im 
Bereich der Friedens- und Konfliktforschung zu 
unterstützen. Eigene wissenschaftliche Unter-
suchungen führt die Stiftung nicht durch. Sie 
richtet jedoch fachwissenschaftliche und öf-
fentliche Tagungen zu aktuellen Themenfeldern 
der Friedens- und Konfliktforschung aus.  

Die Stiftungssatzung legt die Aufgaben und 
Ziele der DSF fest. Gemäß § 2 der Satzung ver-
folgt die Stiftung den Zweck, „die Friedensfor-
schung ihrer außen- und sicherheitspolitischen 
Bedeutung gemäß insbesondere in Deutsch-
land dauerhaft zu stärken und zu ihrer politi-
schen und finanziellen Unabhängigkeit beizu-
tragen“. Der Stiftungszweck wird verwirklicht 
insbesondere durch 
 

a. die Förderung und Initiierung  
wissenschaftlicher Vorhaben, 
b. die Durchführung nationaler und inter -
nationaler wissenschaftlicher Konferenzen, 
c. die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses, 
d. die Förderung wissenschaftlicher 
 Vernetzungen und die Vermittlung von 
 Forschungsergebnissen in die Praxis und 
 Öffentlichkeit. 

 
Die Förderlinie  

Im Jahre 2017 beschloss der Stiftungsrat, erst-
malig eine thematische Förderlinie auszuschrei-
ben. Dieses neue Format soll die offene Förde-
rung mit zwei jährlichen Antragsterminen er-
gänzen. Die Stiftung verfolgt damit das Ziel, die 
strategische Ausrichtung des Forschungsfeldes 

zu stärken. Die Förderlinie soll Impulse für inno-
vative Forschungsarbeiten geben, die sich 
durch vernetzte und fächerübergreifende For-
men der wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
auszeichnen und ein Potenzial für eine praxisre-
levante Wissenschaftskommunikation haben. 
Die erste Ausschreibung ist als zweijähriges Pi-
lotprogramm angelegt. Der Stiftungsrat wird im 
Anschluss darüber entscheiden, ob die Förderli-
nie mit anderen thematischen Akzenten fortge-
setzt wird. 

Mit dem Schwerpunkt „Neue Technologien: Risi-
ken und Chancen für internationale Sicherheit 
und Frieden“ wählte die Stiftung im Austausch 
mit der einschlägigen Fachcommunity ein wis-
senschaftlich und politisch hochaktuelles The-
ma aus. Technologische Innovationen entfalten 
zum einen eine große Dynamik bei neuen tech-
nikgetriebenen Rüstungsprodukten, deren Risi-
ken für die internationale Stabilität und Sicher-
heit abgewogen werden müssen. Aus dem Dual 
Use-Charakter vieler Technologien ergeben sich 
zudem Fragen der Proliferation und eines mög-
lichen Missbrauchs. Zugleich eröffnen neue 
Technologien aber auch Möglichkeiten für frie-
densichernde Maßnahmen und die Verifikation 
von ausgehandelten Vereinbarungen.
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Im Rahmen der neuen FÖRDERLINIE bot 
die DSF fünf verschiedene Formate an:  

Forschungsprojekte, Pilotstudien,  
internationale wissenschaftliche Tagungen, 

Vernetzungs- und Transferprojekte.

ANTRAGSTERMINE:  
01.02.2018 und 01.02.2019 

FÖRDERSUMME:  
Insgesamt 600.000 Euro



5

FÖ
R

D
ER

U
N

G

Das Förderkonzept der Stiftung umfasst un-
terschiedliche Projektformate, die sich in 

insgesamt vier Kategorien unterteilen: 

- Forschungsprojekte 
- Wissenschaftliche Tagungen 
- Wissenschaftliche Vernetzungs-  

und Transferprojekte 
-Ausnahmeprojekte

In den Jahren 2018 und 2019 wird das Förder-
konzept gemäß eines entsprechenden Be-
schlusses des Stiftungsrats um die Ausschrei-
bung der thematischen Förderlinie Feld „Neue 
Technologien: Risiken und Chancen für interna-
tionale Sicherheit und Frieden“ erweitert. Hier-
für stellt die Stiftung pro Jahr jeweils 300 Tsd. 
Euro an zusätzlichen Fördermitteln bereit. 

Das Gesamtbudget für die Förderung wissen-
schaftlicher Projekte wird somit für die kom-
menden beiden Jahre auf insgesamt 950 Tsd. 
Euro erhöht.

Förderangebote der Stiftung

Geförderte Projekte 2017  

Für die Projektförderung wurden insgesamt 803 Tsd. Euro bereitgestellt, die sich folgendermaßen 
auf die einzelnen Förderformate verteilen:

9 Forschungsprojekte 

621.000 €

8 Wissenschaftliche  
Tagungen 

105.000 €

8 Wissenschaftliche  
Vernetzungs- und  
Transferprojekte 

47.000 €

1 Ausnahmeprojekt 

30.000 €



Forschungsprojekte
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Forschungsprojekte aus offener Förderung

Im Jahr 2017 waren aufgrund der Umstellung 
der buchhalterischen Erfassung der Projektför-
derung drei Antragstermine zu berücksichtigen. 
Der Stiftungsrat erhöhte für diesen Zweck das 
Förderbudget für Forschungsprojekte einmalig 
von 500 auf 750 Tsd. Euro.  

Die Stiftung konnte 2017 in der Kategorie For-
schungsprojekte aus einer Vielzahl eingereich-

ter wissenschaftlicher Projekte auswählen. Ins-
gesamt wurden 35 Anträge auf Projektförde-
rung in das Begutachtungs- und Entschei-
dungsverfahren der DSF aufgenommen. Das 
Gesamtvolumen der eingereichten Vorhaben 
belief sich auf rund 2,77 Mio. Euro. Auf der 
Grundlage externer Fachgutachten bewilligte 
die Stiftung Fördermittel in einer Gesamthöhe 
von 621 Tsd. Euro für 9 Forschungsvorhaben.

STANDARDPROJEKTE

Antragstermin Mai ‘17 
Die Anatomie der Repression in autokratischen Staaten – Mikro-Ebenen-Analysen 
der Sicherheitskräfte der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
Dr. Alexander De Juan, GIGA, Hamburg

Antragstermin Dez ‘16 
Salafistisch-jihadistische Gruppen: (De)eskalationsdynamiken und Dialogoptionen 
Dr. Véronique Dudouet, Berghof Foundation, Berlin

Antragstermin Dez ‘16 
Nukleare Sicherheit und Konflikte 
Dr. Matthias Englert & Dr. Veronika Ustohalova, Öko-Institut e.V., Darmstadt

Antragstermin Juni ‘16 
Machbarkeitsstudie zur Nutzung des Radioisotops 37Ar im Rahmen des Verifikationsregimes 
des Umfassenden Nuklearen Teststoppabkommens 
Prof. Dr. Gerald Kirchner, ZNF, Universität Hamburg

Antragstermin Mai ‘17 
Multi-temporale Satellitenbildanalyse zur Unterstützung der Nichtverbreitung 
von Kernwaffen, der Rüstungskontrolle und der Überprüfung von Abrüstung 
Dr. Irmgard Niemeyer, Forschungszentrum Jülich GmbH

Antragstermin Juni ‘16 
Rohstoffgovernance und menschliche Sicherheit in Postkonfliktgesellschaften 
Dr. Sascha Werthes & Nina Engwicht, Friedensakademie Rheinland-Pfalz,  
Universität Koblenz-Landau

PILOTSTUDIEN

Antragstermin Dez ‘16 
Vergiftet negativer Kontakt Frieden? Eine Pilotstudie zu Gruppen-Interaktionen 
im Israelisch-Palästinensischen Konflikt 
Prof. Dr. Oliver Christ, Institut für Psychologie, FernUniversität Hagen

Antragstermin Dez ‘16 
Humanitäre Hilfe in „protracted crises“ als transnationale Sozialpolitik? 
Eine explorative Studie am Beispiel der deutschen Welthungerhilfe 
Dr. Kai Koddenbrock, Institut für Politikwissenschaft, RWTH Aachen

Antragstermin Mai ‘17 
Humanitäre Interventionen: Der Einfluss sozialer Distanz auf die individuelle 
Bereitschaft, Opfern von Gewalt zu helfen 
Prof. Dr. Bernhard Zangl, Institut für Politikwissenschaft, LMU München
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Die Anatomie der Repression in  
autokratischen Staaten –  
Mikro-Ebenen-Analysen der  
Sicherheitskräfte der ehemaligen  
Deutschen Demokratischen Republik 
 
PROJEKTLEITUNG 
Dr. Alexander De Juan 
INSTITUTION 
GIGA, Hamburg 
FÖRDERSUMME 
99 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 24 Monate

Staatliche Sicherheitskräfte sind eine zentra-
le Säule autoritärer Herrschaft. Ihr Verhalten 

macht den Unterschied zwischen Regimestabi-
lität, friedlicher Revolution und gewaltsamer 
Rebellion aus. In mancher Situation verteidigen 
sie die regierenden Eliten gegen politische Op-
position und manchmal desertieren sie und 
wechseln die Seiten. In einigen Fällen wenden 
sie exzessive Gewalt an, obwohl ihre Befehle sie 
zur Zurückhaltung mahnen; manchmal wider-
setzen sie sich ihren Anordnungen und verzich-
ten auf die Anwendung von Gewalt. Bislang ver-
fügen wir nur über ein sehr begrenztes Ver-
ständnis davon, welche Faktoren diese unter-
schiedlichen Verhaltensweisen erklären. Dabei 
ist die Lösung dieses Rätsels entscheidend da-
für, die Mechanismen der staatlichen Repressi-
on, der Persistenz autokratischer Herrschaft und 
der politischen Transition zu verstehen. 

Drei bestehende Forschungsstränge widmen 
sich diesem Themenkomplex: (1) Studien zu 
den Determinanten staatlicher Repression; (2) 
Forschung zum Verhalten staatlicher Sicher-
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heitsinstitutionen und (3) Analysen der internen 
Organisation von Sicherheitskräften und der Ef-
fekte institutioneller Merkmale auf Muster der 
Repression. Zusammengenommen hat diese 
Forschung entscheidend dazu beigetragen, zu 
erklären wann und warum Staaten Repression 
einsetzen. Sie sind jedoch weniger geeignet, 
wenn es darum geht, zu erklären unter welchen 
Bedingungen es zu Widersprüchen zwischen 
den Interessen staatlicher Eliten und dem re-
pressiven Verhalten staatlicher Sicherheitskräfte 
kommt. Das Forschungsprojekt trägt dazu bei, 
diese Forschungslücke zu schließen.  

Basierend auf der Friedensforschung und Ver-
waltungswissenschaft entwickelt das Projekt ei-
nen theoretischen Erklärungsansatz für „büro-
kratische Fehlfunktionen” in staatlichen Sicher-
heitsinstitutionen: inhärente Verwaltungsdyna-
miken in der Rekrutierung, Beförderung und Al-
lokation können die unmittelbare Übersetzung 
von Elitenstrategien in das eigentliche repressi-
ve Verhalten des Sicherheitspersonals stören. 
Diese Fehlfunktionen resultieren aus der Dele-
gation repressiver Aktivitäten von den politi-
schen Eliten (z.B. Staatsoberhäupter, Verteidi-
gungs- und Innenminister) an die eigentlichen 
repressiven Agenten wie die Polizei oder Ge-
heimdienste. Diese Agenten können ihren Infor-
mationsvorsprung und ihren Ermessensspiel-
raum nutzen, um ihre eigenen Interessen zu 
verfolgen. Die möglichen Folgen sind Wider-

sprüche zwischen staatlichen Befehlen und 
dem eigentlichen Verhalten individueller Si-
cherheitskräfte. Solche administrativen Fehl-
funktionen existieren in Autokratien und westli-
chen Demokratien gleichermaßen. Die Beson-
derheiten autoritärer Herrschaft führen jedoch 
auch zu spezifischen Ursachen und Folgen die-
sen Dynamiken. Das Projekt wird diese systema-
tisch identifizieren und analysieren. 

Diese Untersuchungen erfordern Informatio-
nen, die aufgrund ihrer Sensibilität besonders 
schwer zugänglich sind. Daher nutzt das Projekt 
das umfassende Archivmaterial eines ehemali-
gen autokratischen Staates: der Deutschen De-
mokratischen Republik (DDR). Die Staatssicher-
heit (Stasi) war das institutionelle Rückgrat der 
staatlichen Repression. Zum Ende des Regimes 
hin umfasste die Stasi mehr als 90.000 Mitarbei-
ter*innen; davon 43.000 im operativen Einsatz 
in 217 dezentralen Verwaltungseinheiten. Das 
Projekt wird systematisch Informationen aus 
den Personalakten der operativen 
Mitarbeiter*innen extrahieren und kodieren. 
Die eigentlichen Analysen basieren dann insbe-
sondere auf multivariaten Regressionen und 
Matching-Verfahren.  

Diese Datensammlung und -analyse generiert 
neue Einsichten für die Friedensforschung im 
Hinblick darauf, wie bürokratische Dynamiken 
die Muster der staatlichen Repression beeinflus-

sen können. Darüber hi-
naus erlaubt es der neue 
Datensatz auch, die Mi-
kro-fundierungen ein-
flussreicher Theorien zur 
Repression in autoritären 
Staaten zu untersuchen. 
Die detaillierte Rekon-
struktion der internen 
Verwaltung der Sicher-
heitskräfte trägt schließ-
lich auch zur Aufarbei-
tung und Analyse der 
Repression in der ehe-
maligen DDR bei.
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Salafistisch-jihadistische Gruppen:  
(De)eskalationsdynamiken und  
Dialogoptionen 
 
PROJEKTLEITUNG 
Dr. Véronique Dudouet 
INSTITUTION 
Berghof Foundation, Berlin 
FÖRDERSUMME 
99 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 18 Monate

Nach Angaben des „Uppsala Conflict Data 
Programme“ lassen sich, 25 von 45 der 

2015 an innerstaatlichen gewaltsamen Konflik-
ten beteiligten bewaffneten Gruppierungen 
dem IS, Al-Qaida oder verbündeten Gruppen zu-
ordnen. Diese waren somit für mehr als die Hälf-
te aller Todesopfer organisierter Gewalt verant-
wortlich. Charakteristisch für diese Gruppen sind 
ihre radikale religiöse Ideologie, verwurzelt im 
salafistischen Islamismus. Versuche, solche terro-
ristischen gewaltsamen Bewegungen militärisch 
zu zerschlagen, haben sich bisher als weitge-
hend untauglich erwiesen, was westliche Regie-
rungen antreibt, alternative Optionen zum 
„Krieg gegen den Terrorismus“ zu erkunden. Da-
zu gehören insbesondere Ansätze, die eine Radi-
kalisierung zu gewalttätigem Extremismus ver-
hindern oder ehemalige Jihadisten rehabilitie-
ren sollen. Allerdings mangelt es an Forschungs-
ergebnissen und einer Debatte zu politischen 
Optionen für den Umgang mit (bereits/noch) ra-
dikalisierten Gruppen, insbesondere in Bezug 
darauf, wie Drittparteien mit diesen kommuni-
zieren oder verhandeln können bzw. sollen. Die 
Literatur über Dialoge und Verhandlungen mit 
nichtstaatlichen bewaffneten Gruppen identifi-
ziert Schlüsselfaktoren, die für ein effektives En-
gagement von Drittparteien ausschlaggebend 
sind. Dazu gehören zum Beispiel: Die Art der po-
litischen Forderungen derartiger Gruppierun-
gen, Pragmatismus und ihre interne Führung, 
der Grad der gesellschaftlichen Akzeptanz oder 
ihre selbstbegrenzte Anwendung von Gewalt. 
Auf den ersten Blick scheinen diese auf salafis-
tisch-jihadistischen Gruppierungen nicht zuzu-
treffen, da diese meistens maximalen und nicht 
verhandelbaren Ziele folgen, seitens der von ih-
nen kontrollierten Bevölkerungsgruppen als 
räuberische oder despotische Herrscher angese-
hen werden, rücksichtslos Gewalt anwenden 
und geringes Interesse an guter Regierungsfüh-
rung oder gar an internationaler Legitimität ha-
ben. Bislang gab es jedoch nur wenige Versuche, 
solche Annahmen durch umfassende Forschung 
zu überprüfen.  
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Ziel dieses Projektes ist es daher, Wissen über 
die Muster, kritischen Punkte und Faktoren der 
Konflikt(de-)eskalation von salafistisch-jihadisti-
schen Gruppierungen zu generieren. Geleich-
zeitig gilt es herauszuarbeiten, welche Rolle 
‚Soft Power‘ Dialoge von Drittparteien (wie loka-
le „Brückenbauer“, humanitäre Akteure oder in-
ternationale Vermittler) mit den Führern, Mit-
gliedern oder Proxys dieser Gruppierungen 
spielen können, um Gewalt zu reduzieren oder 
Impulse für einen Friedensprozess zu schaffen. 
Dafür wird umfassende Forschung zu drei akti-
ven salafistisch-jihadistischen Gruppierungen in 
Mali, Somalia und Syrien durchgeführt. Im Mit-
telpunkt stehen dabei die Faktoren, die ihre 
ideologischen, organisatorischen und verhal-
tensbezogenen (De-)eskalationspfade beein-
flussen, mit einem besonderen Augenmerk auf 
die Bedeutung von Drittparteien. Durch Map-
ping und Analyse früherer Versuche, mit diesen 
Akteuren einen humanitären oder politischen 
Dialog zu führen, werden wir Faktoren suchen, 
die potenzielle zukünftige Dialogversuche un-

terstützen, behindern oder deren wahrscheinli-
che Auswirkungen beeinflussen können. Dabei 
geht es v.a. um die Auswirkungen auf das Ver-
halten, die Ideologie und die organisatorische 
Dynamik der Gruppe. Methodisch werden wir 
Prozessanalyse – um die vergangenen Entwick-
lungspfade und die kritischen Momente nach-
zuzeichnen – und Scenariobuilding – um zu-
künftige ‚Windows of Opportunity‘ für Deeskala-
tion und Engagement erkennbar zu machen – 
verwenden.  

Das Ziel des Projektes ist es empirische Daten 
aufzudecken und neue Optionen und Einstiegs-
punkte für direkte oder indirekte Kommunikati-
on mit salafistisch-jihadistischen Gruppierun-
gen zu identifizieren, die Praktiker*innen und 
politischen Entscheidungsträger*innen als Ori-
entierungshilfe dienen. Das Projekt ist zugleich 
ein Beitrag zur aufkommenden Debatte in For-
schung und Praxis über die Möglichkeiten von 
Soft-Power-Ansätzen zur Transformation von 
gewalttätigem Extremismus.

11

©
 T

IL
L 

G
Ö

LD
N

ER
, 2

01
6



 
Nukleare Sicherheit und Konflikte 
 
PROJEKTLEITUNG UND  
-BEARBEITUNG 
Dr. Matthias Englert &  
Dr. Veronika UstohalovaI 
INSTITUTION 
Öko-Institut e.V., Darmstadt  
FÖRDERSUMME 
79 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 12 Monate 
 

Funktionierende Stromnetze, verfügbare Er-
satzteile, qualifizierte Ausbildung von Per-

sonal, regelmäßige behördliche Prüfungen: Die 
Nutzung der Kernenergie bedarf einer umfang-
reichen institutionellen und materiellen Infra-
struktur auf Basis stabiler innerstaatlicher und 
zwischenstaatlicher Verhältnisse, um den siche-
ren Betrieb nuklearer Anlagen zu gewährleisten. 
Konflikte gefährden diese Infrastruktur, etwa 
durch bewaffnete Angriffe und Sabotage. Gera-
de die Energieversorgung hat strategische Rele-
vanz in militärischen Konflikten. Andere Unfallri-
siken entstehen durch unbeabsichtigte Kollate-

ralschäden – etwa wenn die Stromversorgung 
unterbrochen wird. Darüber hinaus müssen die 
Sicherheitskultur insgesamt und die institutio-
nelle Kontrolle dauerhaft garantiert sein, was in 
Konflikten häufig nicht sichergestellt ist. 

Trotz umfangreicher sicherheitstechnischer In-
frastruktur und selbst unter stabilen staatlichen 
Randbedingungen bleibt ein hohes Risikopo-
tential, wie die Reaktorunfälle in Tschernobyl 
(ehemalige Sowjetunion, heute Ukraine) und in 
Fukushima (Japan) belegen. Diese atomaren Ka-
tastrophen wurden durch menschliches Versa-
gen oder Naturkatastrophen ausgelöst und hat-
ten weiträumige Kontaminationen zu Folge, 
welche bis heute die Umwelt und betroffenen 
Menschen massiv beeinträchtigen. Was passiert 
aber mit der Gewährleistung nuklearer Sicher-
heit, wenn die friedlichen gesellschaftlichen 
Randbedingungen selbst erodieren?  

Das beantragte Projekt wird systematisch an-
hand von vier konkreten Fallstudien die ver-
schiedenen Faktoren und Aspekte einer geziel-
ten oder zufälligen Beeinträchtigung der nu-
klearen Sicherheit durch Konflikte sowie mögli-
che Folgen detailliert untersuchen. Eine um-
fangreichere Fallstudie betrifft den Konflikt in 
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der Ukraine im Zusammenhang mit der ukraini-
schen Nuklearindustrie, aber auch die Auswir-
kungen auf die Reaktorstandorte Soporischsch-
ja und Tschernobyl. Weitere Fallstudien untersu-
chen die Auswirkungen auf die vormals ge-
meinsame nukleare Infrastruktur während der 
Teilung der Tschechoslowakei, den Betrieb des 
veralteten Reaktors Mezamor in der ehemaligen 
Sowjetrepublik Armenien im Zusammenhang 
mit dem Bergkarabach Konflikt sowie die militä-
rische Bedrohung des Reaktors Krško in Slowe-
nien während des jugoslawischen Bürgerkrie-
ges. Dabei werden die erodierend wirkenden 
Auswirkungen von Konflikten auf die erweiterte 
kerntechnische Infrastruktur sowie der Zusam-
menhang zwischen gewalttätigen Akteuren 
und möglichen Einwirkungspfaden auf kern-
technische Anlagen ausführlich beschrieben.  

Besondere Beachtung soll in den Fallstudien 
auch die Wirksamkeit von Maßnahmen finden, 
die der Erhöhung kerntechnischer Sicherheit 
dienen, etwa Sicherheitsupgrades von Reakto-
ren, aber auch Maßnahmen zur Verbesserung 
und zum Erhalt der für die kerntechnische Si-
cherheit notwendigen Infrastruktur. In der Stu-
die werden neben Risiken für verschiedene Un-
fälle auch mögliche nationale oder grenzüber-
schreitende Folgen und langfristige Auswirkun-
gen im Zusammenhang mit Konflikten disku-
tiert. Langzeitaspekte wie die Kontrolle bzw. 
Monitoring der nuklearen Anlagen sowie die 
Unfallfolgenbeseitigung werden eingeschätzt. 

Das Risiko, das von einer gestörten kerntechni-
schen Infrastruktur ausgeht, wird häufig igno-
riert. Auch scheint davon ausgegangen zu wer-
den, dass es – ähnlich wie beim Einsatz von Nu-
klearwaffen – eine Art Tabu zu geben scheint, 
keinen absichtlichen Angriff auf Kernreaktoren 
durchzuführen. Das Projekt soll helfen die Lücke 
zu füllen, da über das Gefährdungspotential 
von nukleartechnischen Anlagen in instabilen 
Regionen und militärischen Auseinanderset-
zungen bisher vergleichsweise wenig geforscht, 
berichtet und öffentlich diskutiert wird. Die um-
fassende Perspektive auf die Zusammenhänge 

zwischen Konflikten und kerntechnischer Si-
cherheit ist dabei neu und wurde bisher kaum 
untersucht.  

Im Projekt wird mit einem pragmatischen Blick, 
technische Expertise mit gesellschaftswissen-
schaftlichen Betrachtungen verbunden, um die 
vielfältigen Aspekte der Beeinträchtigung der 
nuklearen Sicherheit, je nach der Konfliktaus-
prägung, klar und nachvollziehbar darzustellen. 
Gerade im Zuge des aktuellen Konflikts in der 
Ukraine soll mit Hilfe des Projekts die Öffentlich-
keit und Politik in einer wissenschaftlichen, aber 
gleichzeitig verständlichen Art und Weise infor-
miert und sensibilisiert werden.  

Ziel ist es auch, durch die Untersuchung der 
Wirksamkeit von Maßnahmen – gerade auch 
am Beispiel der Ukraine –zu direkten Hand-
lungsoptionen zu kommen. Angefangen von ei-
nem möglichen Einfluss auf das kerntechnische 
Regelwerk, über konkrete Vorschläge zur Erhö-
hung der Sicherheit des radioaktiven Inventars, 
bis hin zu Vorschlägen gemeinsamer techni-
scher Maßnahmen, welche die Kooperation von 
Konfliktparteien befördern bzw. Konflikte ver-
mindern. Zentral im Projekt ist daher die Kom-
munikation der Projektergebnisse in unter-
schiedlichen Epistemic Communities in einer für 
den jeweiligen Kontext zugänglichen Darstel-
lung. Die Bearbeitung dieses Themas ist ein we-
sentlicher Schritt zu einer effizienten Politikbe-
ratung. 

Es wird eine umfassende Projektdokumentation 
erarbeitet. Die Ergebnisse werden in einer Weise 
zusammengefasst, dass sie auch für politische 
Entscheidungsträger*innen und Wissenschaft-
ler*innen ohne vertiefte technische Kenntnisse 
bzw. für die interessierte Öffentlichkeit nutzbar 
sind und ihnen eine Einschätzung der Thematik 
erlaubt. Für das interessierte Fachpublikum sol-
len die Untersuchungen in einer Fachzeitschrift 
(z.B. Energy Policy) veröffentlicht werden, um 
dazu beizutragen, die bisherige Forschungslü-
cke zu schließen.
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Argon-37 als Werkzeug zur  
Überwachung des Nuklearen  
Teststoppabkommens 
 
PROJEKTLEITUNG 
Prof. Dr. Gerald Kirchner  
INSTITUTION 
Universität Hamburg, Carl-Friedrich von 
Weizsäcker-Zentrum für Naturwissenschaft 
und Friedensforschung (ZNF) 
FÖRDERSUMME 
99 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 24 Monate 
 

Bis heute konnte der 1996 zur Unterzeich-
nung ausgelegte Vertrag zum Verbot aller 

nuklearen Testexplosionen (Comprehensive Nu-
clear-Test-Ban Treaty, CTBT) nicht in Kraft treten. 
Trotzdem sind mit der Etablierung der Prepara-
toy Commission for the Nuclear Test Ban Treaty 
Organization, die ein globales Überwachungs-
netzwerk aufgebaut hat, wesentliche Schritte 
zur Umsetzung der vertraglichen Verifikations-
bestimmungen geleistet worden. 

Eine zentrale Komponente des Verifikationsre-
gimes insbesondere zum Nachweis des nuklea-
ren Charakters einer Explosion stellt die Mes-
sung erhöhter Konzentrationen radioaktiver 
Edelgase dar. Als Teil des Globalen Überwa-
chungsnetzes sind dafür bis zu 40 Radionuklid-
Messstationen vorhanden, die kontinuierlich 
die atmosphärischen Konzentrationen radioak-
tiver Xenon-Isotope analysieren.  

Für die im Verdachtsfall geplanten Vor-Ort-In-
spektionen hat sich in den letzten Jahren das ra-
dioaktive Edelgas Argon-37 zunehmend auf-
grund seiner mit 35 Tagen relativ langen Halb-
wertszeit als idealer Tracer für einen Vor-Ort-
Nachweis des nuklearen Charakters einer unter-
irdischen Explosion herausgestellt. Die wesent-

liche Einschränkung seiner Nutzung besteht ak-
tuell jedoch im Fehlen zuverlässiger Daten, ob 
eine erhöhte Konzentration an Argon-37 durch 
zivile kerntechnische Anlagen bedingt sein 
könnte, da dessen Emissionen mit der Fortluft 
nicht routinemäßig überwacht werden. Diese 
Lücke soll das von der Deutschen Stiftung Frie-
densforschung geförderte Forschungsprojekt 
schließen. 

Radioaktives Argon entsteht nicht durch Kern-
spaltung, sondern durch Aktivierung natürlich 
vorkommenden Argons und Calciums durch 
Neutroneneinfang im Reaktorkühlmittel, in der 
Raumluft direkt am Reaktordruckbehälter und 
im Beton des Biologischen Schildes. Zur Bestim-
mung der resultierenden Emissionen wird be-
rücksichtigt, dass das Argon aus einzelnen die-
ser Pfade über die Edelgasrückhaltungssysteme 
der Reaktoren geleitet wird, aus anderen nicht. 
Für das im Beton gebildete Argon-37 stellt zu-
dem seine Freisetzungsrate aus der Baustoffma-
trix in die Raumluft einen wesentlichen Faktor 
dar. 

Für diese unterschiedlichen Bildungspfade wer-
den die Produktionsraten des Argon-37 mit Hil-
fe neutronenphysikalischer Berechnungsver-
fahren ermittelt. Zur Bestimmung der resultie-
renden Emissionsraten werden die Ergebnisse 
verknüpft mit Simulationen der Argon-Freiset-
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zung aus der Betonmatrix und mit der Modellie-
rung des Einflusses der Fortluft- und Edelgas-
Rückhaltesysteme der Reaktoren. Da die Akti-
vierungsraten mit wachsender Neutronenfluss-
dichte zunehmen, werden neben den weltweit 
dominierenden Leichtwasserreaktoren Hoch-
fluss-Forschungsreaktoren betrachtet.  

Überprüft und erforderlichenfalls verfeinert 
werden die Berechnungen durch gezielte Mes-
sungen der Konzentrationen des gesuchten Ar-
37 bei ausgewählten kerntechnischen Anlagen 
in Deutschland sowie für die Emissionspfade, 
die nicht über die Edelgasverzögerungsstre-
cken geleitet werden, des kurzlebigen Ar-41.  

Die Ergebnisse sollen dazu dienen, für die Nut-
zung des Argon-37 zur Überwachung des Nu-
klearen Teststoppabkommens einen anthropo-
genen Hintergrund entweder ausschließen 
oder seine Höhe quantifizieren zu können. Da-
mit kann das geförderte Projekt einen Beitrag 
zur Stärkung des Verifikationsregimes des Nu-
klearen Teststoppabkommens leisten und dazu 
beitragen, Vorbehalte derjenigen Staaten, die 

den Vertrag bisher nicht unterschrieben oder 
verifiziert haben, gegenüber der Selektivität 
und Sensitivität des Verifikationsregimes zu ent-
kräften. 

Durchgeführt wird dieses Forschungsprojekt im 
Carl Friedrich von Weizsäcker Zentrum für Na-
turwissenschaft und Friedensforschung der 
Universität Hamburg, das über jahrelange For-
schungserfahrungen zum Thema verfügt.
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Multi-temporale Satellitenbildanalyse 
zur Unterstützung der Nichtverbreitung 
von Kernwaffen, der Rüstungskontrolle 
und der Überprüfung von Abrüstung 
 
PROJEKTLEITUNG  
Dr. Irmgard Niemeyer 
INSTITUTION 
Forschungszentrum Jülich GmbH  
FÖRDERSUMME 
88 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 18 Monate

Satellitenbilder sind eine wichtige Informati-
onsquelle für die Umsetzung und Überprü-

fung von Abkommen zur nuklearen Nichtver-
breitung, Rüstungskontrolle und Abrüstung. Sa-
tellitenbilder können als Referenz verwendet 
werden, um die Inspektionsplanung vor Ort zu 
unterstützen, Änderungen und Aktivitäten in 
kerntechnischen Anlagen zu erkennen und zu 
überwachen, die Vollständigkeit und Richtigkeit 
der von einem Vertragsteilnehmer gelieferten 
Informationen zu überprüfen und um angebli-
che rechtswidrige Aktivitäten hinsichtlich nu-
klearer Nichtverbreitung, Rüstungskontrolle 
oder Abrüstung zu untersuchen. 

Anbieter von optischen Satellitenbildern planen 
und starten neue Konstellationen von Satelliten 
mit dem Ziel, täglich Bilddaten mit hoher und 
mittlerer räumlicher Auflösung in globaler Ab-
deckung anzubieten. Die Qualität und die 
Quantität der Bilddaten steigen dabei ebenso 
schnell an wie die Methoden zur Analyse der 
Datensätze. Die wachsenden Archive von Satel-
litenbildern bieten Anwender*innen somit neu-
artige Einblicke in die Erkennung von Verände-
rungen in Nuklearanlagen weltweit. Allerdings 
sind mit dieser ‚Bilderflut‘ auch Herausforderun-
gen hinsichtlich der angemessenen und zeitna-
hen Nutzung dieser Bilddaten verbunden. 

Vor diesem Hintergrund ist nicht zu erwarten, 
dass mit einer rein visuellen Interpretation ein-
zelner Satellitenbildszenen eine effektive Nut-
zung der vorhandenen Satellitenbilddaten er-
reicht werden kann. Es bedarf vielmehr neuer 
robuster Verfahren, die automatisch auf Ände-
rungen der Infrastruktur einer kerntechnischen 
Anlage hinweisen können und weitere Auswer-
teschritte einleiten. Dieses Ziel kann durch halb-
automatisierte Verfahren der Zeitreihenanalyse 
erreicht werden, die zudem die Integration von 
Zusatzdaten in die Analyse ermöglichen, um die 
Genauigkeit der Ergebnisse zu verbessern.  
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Ziel des Projektes ist es, ein Verfahren zur Ände-
rungsdetektion zu entwickeln, dass verschiede-
ne räumliche Datensätze wie digitale Höhen-
modelle aus Satellitenbildern, Vektordaten aus 
offenen Quellen oder aus früheren Bildanalysen 
sowie Zeitreihen von Satellitenbildern mit mitt-
lerer und hoher räumlicher Auflösung einbin-
den kann. Es muss zudem spezifische Parameter 
enthalten, um aussagekräftige Informationen 
hinsichtlich der Typs und des Status der kern-
technischen Anlage bzw. hinsichtlich der in 
dem Abkommen festgelegten Vereinbarungen 
zu ermitteln.  

Bisherige Methoden zur satellitengestützten Er-
kennung von Veränderungen kerntechnischer 
Anlagen beschränken sich im Wesentlichen auf 
schrittweise Vergleiche zweier, über demselben 
Untersuchungsgebiet aufgenommenen Satelli-
tenbilder. Dieses Projekt zielt darauf ab, ein 
halbautomatisiertes Verfahren zur Analyse einer 
beliebigen Anzahl von Satellitenbildern unter 
Berücksichtigung von Zusatzinformationen zu 
entwickeln, die für das interessierende Gebiet 
relevant sind. Die Entwicklung und Demonstra-
tion eines semi-automatisierten Verfahrens zur 
Änderungsdetektion, das Daten aus den vor-
handenen Datenbanken sammeln kann, die 
Bilddaten vorverarbeitet, eine Bildklassifizie-
rung durchführt und sodann die Ergebnisse 
mithilfe von Deep-Learning-Methoden ver-
gleicht, wird zu deutlich verbesserten Analyse-
möglichkeiten führen. 

Fallstudien zu drei relevanten nuklearen Verträ-
gen – Nuklearer Nichtverbreitungsvertrag, 
Kernwaffenteststopp-Vertrag, Verbot der Pro-
duktion von spaltbarem Material für Waffen-
zwecke – sollen demonstrieren, wie die Auswer-
tung von Satellitendaten im Allgemeinen und 
insbesondere die halbautomatische Ände-
rungserkennung genutzt werden kann, um die 
Einhaltung von Vertragsverpflichtungen zu 
überwachen. 

Insgesamt soll es Anwender*innen ermöglicht 
werden, Satellitendaten in beliebiger Anzahl zur 
Überwachung von Abkommen zur nuklearen 
Nichtverbreitung, Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung zu nutzen. Darüber hinaus kann es auch 
auf andere, nicht-nukleare Verifikations- bzw. 
Monitoringregime anwendbar sein, wie bei-
spielsweise die Biowaffenkonvention oder die 
Chemiewaffenkonvention (CWC).
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Rohstoffgovernance und menschliche  
Sicherheit in Postkonfliktgesellschaften 
 
PROJEKTLEITUNG 
Dr. Nina Engwicht & Dr. Sascha Werthes 
INSTITUTION 
Friedensakademie Rheinland-Pfalz,  
Universität Koblenz-Landau 
FÖRDERSUMME 
96 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Standardprojekt, 24 Monate

Die negativen Auswirkungen „schlechter“ 
Rohstoffgovernance auf die Eskalation 

und die Verstetigung von Gewaltkonflikten sind 
heute weitgehend anerkannt. Dementspre-
chend wird die Fortsetzung der Regelungs-
strukturen, die den gewaltsamen Konfliktaus-
trag begünstigen oder gar verursacht haben, 
zunehmend als Risiko für die Friedenskonsoli-
dierung in Postkonfliktgesellschaften einge-
stuft. Ressourcengovernance wird also heute 
verstärkt als sicherheitsrelevantes Thema ver-
standen. Dies spiegelt sich auch in der Praxis (in-
ter-)nationaler Strategien des Friedens- und 
Staatsaufbaus wieder, die immer häufiger die 
Reform von Rohstoffgovernance umfassen. Ziel 
ist dabei in der Regel der Aufbau legaler und 
transparenter Ressourcensektoren, die dem 
ökonomischen Wiederaufbau, und dadurch in-
direkt der Friedenskonsolidierung, dienen sol-
len. Diese, auf der gesellschaftlichen Makro-
Ebene angesiedelten Maßnahmen berücksichti-
gen jedoch nur selten die Auswirkungen von 
Ressourcenmanagement auf die individuelle 
und kollektive Sicherheit von konfliktbetroffe-
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nen Gesellschaften. Das Projekt trägt zur Schlie-
ßung dieser Forschungslücke bei, indem es Fra-
gen des Ressourcenmanagements in Postkon-
fliktgesellschaften explizit mittels einer Perspek-
tive menschlicher Sicherheit in den Blick nimmt.  

Das Projekt untersucht die Auswirkungen von 
Governancewandel in Ressourcensektoren auf 
menschliche Sicherheit anhand von zwei Fällen, 
in denen der Abbau und der Handel von Roh-
stoffen auf signifikante Weise mit gewaltsamen 
Konflikten und menschlicher Unsicherheit ver-
knüpft waren. Die Diamantenmärkte in Sierra 
Leone und Liberia waren durch die Bürgerkrie-
ge in beiden Ländern miteinander verbunden 
und wurden seither umfassend reformiert. 
Durch Analyse und systematischen Vergleich 
der beiden Fälle untersucht das Projekt, wie sich 
Veränderungen der Ressourcengovernance auf 
menschliche Sicherheit auf der gesellschaftli-
chen Mikro-Ebene auswirken.  

Das Projekt wird den Wissensstand über das Zu-
sammenwirken von Ressourcenreichtum und 
gewaltsamen Konflikten auf drei Weisen erwei-
tern: Erstens untersucht es die Auswirkungen 
von Ressourcengovernance mittels einer analy-
tischen Perspektive der menschlichen Sicher-
heit, die es ermöglicht, Erfolg und Misserfolg 
von Reformmaßnahmen in Ressourcensektoren 
in ihrer Komplexität zu untersuchen. Insbeson-
dere erfasst die Perspektive der menschlichen 
Sicherheit die intendierten und nicht intendier-

ten Effekte von Governance auf marginalisierte 
Bevölkerungsgruppen. Zweitens bringt das Pro-
jekt Literaturen miteinander ins Gespräch, die 
bislang kaum zueinander sprechen; insbeson-
dere ethnografische Forschung, die auf die Not-
wendigkeit von Schutz auf von Ressourcenab-
bau betroffene Gemeinschaften verweist, und 
anwendungsorientierte Statebuilding-For-
schung. Drittens wird das Projekt Primärdaten 
zu zwei bislang wenig erforschten Fällen von 
Governancewandel in Ressourcensektoren er-
heben. 

Ziel des Projektes ist es, praxisrelevante Erkennt-
nisse über intendierte und nicht-intendierte, 
positive sowie negative Effekte von Ressourcen-
management auf die Bevölkerung in Abbauge-
bieten zu produzieren. In Form von Politikemp-
fehlungen sollen die Projektergebnisse für die 
Entwicklung kontextsensitiver Strategien der 
Rohstoffgovernance, die von Konflikt und Roh-
stoffabbau betroffenen Bevölkerungsgruppen 
tatsächlich zugutekommt, genutzt werden.
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Vergiftet negativer Kontakt Frieden?  
Eine Pilotstudie zu  
Gruppen-Interaktionen im  
Israelisch-Palästinensischen Konflikt 
 
PROJEKTLEITUNG UND -BEARBEITUNG 
Prof. Dr. Oliver Christ 
INSTITUTION 
Institut für Psychologie,  
Fern Universität Hagen 
FÖRDERSUMME 
20 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Pilotstudie, 12 Monate

Wie können Konflikte zwischen Gruppen 
reduziert oder verhindert werden? Eine 

Vielzahl von Studien zeigt, dass der (positiv be-
wertete) Kontakt zwischen Mitgliedern unter-
schiedlicher Gruppen Vorurteile abbauen, und 
somit dazu beitragen kann Konflikte zu reduzie-
ren. Positive Kontakte sind aber kein Allheilmit-
tel. So zeigt sich, dass es auf Seiten von Minder-
heiten auch zu unerwünschten Effekten solcher 
Intergruppenkontakte kommen kann. Eine Rei-
he von Untersuchungen findet sogenannte de-
mobilisierende Effekte von Kontakt: Der Kontakt 
mit Mitgliedern der Majorität reduziert die 
Wahrnehmung von Ungerechtigkeit und in der 
Folge auch die Bereitschaft, sich für die Belange 
der eigenen Gruppe einzusetzen. Zudem gibt es 
eine Reihe von Konflikten, die fortdauern oder 
gar neu auftreten, obwohl es zu positiven Be-

20

FO
R

S
C

H
U

N
G

S
P

R
O

JE
K

T
E Gruppen-Interaktionen im  

Israelisch-Palästinensischen Konflikt
©

 S
TE

PH
A

N
IE

 D
O

RN
SC

H
N

EI
D

ER



gegnungen zwischen den am Kon-
flikt beteiligten Gruppen kommt. 

Die aktuelle psychologische For-
schung in diesem Bereich versucht 
unter anderem durch die simulta-
ne Analyse der Effekte von positi-
ven und negativen Kontakten, die-
se auf den ersten Blick wider-
sprüchlichen Befunden zu erklä-
ren. So lässt sich die Fortdauer ei-
nes Konfliktes trotz positiver Kon-
takte zwischen Mitgliedern der am 
Konflikt beteiligten Gruppen mög-
licherweise mit der stärkeren Wir-
kung von negativen Kontakten er-
klären (Barlow et al., 2012). Wir 
nehmen an, dass positive und negative Kontak-
te miteinander interagieren und dabei sehr un-
terschiedliche Wirkungsmuster auftreten kön-
nen. Positiver Kontakt kann möglicherweise die 
Folgen negativen Kontakts abmildern. Umge-
kehrt kann negativer Kontakt die Effekte von 
positivem Kontakt reduzieren. Im englischen 
sprechen wir von „buffering“ versus „poisoning“.  

In dieser Pilotstudie werden wir diese unter-
schiedlichen Wirkungsmuster von positivem 
und negativem Kontakt in einem Kontext unter-
suchen, der sich durch eine sehr lange Ge-
schichte von Gewalt und negativem Kontakt 
auszeichnet, dem Israelisch-Palästinensischen 
Konflikt. Dieser Konflikt ist für die Kontaktfor-
schung besonders interessant, da der Konflikt 
trotz einer Vielzahl von sogenannten Kontakt-
Programmen im letzten Jahrzehnt weiter fort-
besteht. An den Kontaktprogrammen, die als 
sehr erfolgreich eingeschätzt werden, haben 
immerhin etwa jeder sechste Israeli und eine 
große Zahl von Palästinenser teilgenommen. 
Offensichtlich blieb der gewünschte Effekt die-
ser Kontaktprogramme auf die alltäglich statt-
findenden Kontakte zwischen Israelis und Paläs-
tinensern aus.  

Um eine Antwort auf die Frage zu finden, wa-
rum trotz solch positiver Kontakte der Konflikt 

in Israel weiter fortbesteht, werden wir in Jeru-
salem und Tel Aviv Befragungen durchführen, 
um das Zusammenwirken von positiven und 
negativen Kontakten zu untersuchen. Hierzu 
sollen 400 jüdische und 400 palästinensische Is-
raelis zu ihren (positiven und negativen) Kon-
takten mit jeweils der anderen Gruppe, ihren 
Einstellungen und ihrer Bereitschaft, sich für die 
Interessen der eigenen Gruppe einzusetzen, be-
fragt werden. 

Unsere Pilotstudie wird unsere Erkenntnisse 
zum Zusammenwirken positiver und negativer 
Kontakte, die wir u.a. im Rahmen von Längs-
schnittstudien in Deutschland haben sammeln 
können (Fell et al., 2016), erweitern. Wir werden 
die Interaktion zwischen positivem und negati-
vem Kontakt in einem Kontext analysieren, wel-
cher besonders viele negative Kontakte bein-
haltet. Die Pilotstudie wird Aufschluss darüber 
geben, 1) welche Formen alltäglichen Kontaktes 
es in Konfliktgebieten gibt, 2) ob und in welcher 
Form positive und negative Kontakterfahrun-
gen interagieren und 3) warum Personen trotz 
des Konfliktes positive Einstellung zu der jewei-
ligen anderen Gruppe aufweisen. Die Ergebnis-
se der Pilotstudie sollen Ausgangspunkt sein für 
weitere, aufwendigere Untersuchungen wie 
Längsschnittbefragungen und Laborexperi-
mente.

21

©
 S

TE
PH

A
N

IE
 D

O
RN

SC
H

N
EI

D
ER



 
Humanitäre Hilfe in „protracted crises“ 
als transnationale Sozialpolitik?  
Eine explorative Studie am Beispiel  
der deutschen Welthungerhilfe 
 
PROJEKTLEITUNG  
Dr. Kai Koddenbrock 
INSTITUTION 
Institut für Politikwissenschaft,  
RWTH Aachen  
FÖRDERSUMME 
20 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Pilotstudie, 12 Monate 
 

Humanitäre Hilfe ist zu einem Feld der inter-
nationalen Intervention geworden, das 

fast 30. Mrd. US-Dollar im Jahr umsetzt und 
300.000 westliche Mitarbeiter*innen beschäf-
tigt. Aufgeladen mit hohen moralischen Werten 
wie transnationaler Solidarität, Menschlichkeit 
und dem Retten von Leben hat sich ein dichtes 
Netz von Organisationen entwickelt, das in fast 
allen Regionen dieser Welt operiert und insbe-
sondere in den ‚protracted crises‘ in schwachen 
Staaten zunehmend dauerhaft und systema-
tisch präsent ist. In Syrien, Süd-Sudan und dem 
Osten des Kongo sind humanitäre Hilfsorgani-
sationen seit Jahren zentrale Pfeiler der westlich 
finanzierten Überlebenssicherung. Dieser wach-
sende empirische Stellenwert in für die deut-
sche Friedens- und Konfliktforschung wichtigen 
Forschungskontexten bildet sich in der bisheri-
gen Debatte kaum ab. Diese Pilotstudie möchte 
einen Beitrag zur Verankerung der Analyse der 
humanitären Hilfe in der Friedens- und Konflikt-
forschung leisten.  

Die geplante Studie speist sich aus einer einfa-
chen Beobachtung: Obwohl internationale hu-
manitäre Hilfe und nationale Sozialpolitik und 
Armenfürsorge auf sehr ähnliche Weise operie-
ren – es wird Essen verteilt, kleine Geldsummen 

werden nach Ermessen zugewiesen oder Unter-
künfte für Flüchtlinge oder Wohnungslose be-
reitgestellt – werden sie weder in der politi-
schen Debatte noch in der wissenschaftlichen 
Literatur zusammengedacht. Die Analyse der 
humanitären Hilfe ist bislang auf transnationale 
Prozesse beschränkt. Die ‚soziale Frage‘ war seit 
dem 19 Jahrhundert jedoch nicht zuerst eine 
transnationale. Verelendung und Armenfürsor-
ge wurden zunächst vor allem im städtischen 
und nationalen Kontext diskutiert  

Dieses Forschungsprojekt nimmt diesen ge-
schichtlichen Prozess ernst, indem es humanitä-
re Hilfe historisch im Zusammenhang mit der 
Entwicklung von Sozialstaatlichkeit und Sozial-
politik untersucht und die zeitgenössischen 
Wechselwirkungen anhand einer Fallstudie der 
Einbettung der Welthungerhilfe sowohl in 
Deutschland als auch in die sozialpolitischen 
Prozesse in der Demokratischen Republik Kon-
go in den Blick nimmt. Wir fragen also in dieser 
Studie: 1. Sind Sozialpolitik und humanitäre Hil-
fe praktisch und diskursiv verbunden und 2. 
Lässt sich zeitgenössische humanitäre Hilfe da-
mit sinnvoll als eine transnationale Form der So-
zialpolitik verstehen?  

Komplementär zu den üblicherweise ‚interna-
tionalen‘ Geschichten der humanitären Hilfe, 
die ihre Genese und zunehmende Prominenz 
im Wachstum ‚globaler‘ Sensibilität und dem 
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‚CNN-effect‘ verortet, untersucht dieses For-
schungsprojekt die humanitäre Hilfe als eng 
verbunden mit den sozialpolitischen Prozessen 
und Diskursen in den Herkunftsländern maß-
geblicher humanitärer Akteure und im Zusam-
menspiel mit den wachsenden ‚social protecti-
on‘ policies, die unter Regierungen im Globalen 
Süden an Stellenwert gewinnen.  

Die Analogie zwischen Sozialpolitik und huma-
nitärer Hilfe drängt sich anhand jüngster Ent-
wicklungen in der humanitären Hilfe geradezu 
auf. So transformiert sich mit der Nahrungsmit-
telhilfe der größte Sektor der humanitären Hilfe 
gerade, da nun zunehmend ‚cash and vouchers‘ 
verteilt werden und nicht länger die Über-
schussproduktion aus amerikanischer Produkti-
on verwendet wird. Seit dem ersten World Hu-
manitarian Summit im Mai 2016 in Istanbul, ist 
unter der Führung des UN-Generalsekretärs das 
‚Cash-transfer-Programming‘ ins Zentrum der 
humanitären Reformbemühungen gerückt. 
Durch diese Form des Mitteltransfers nähert 
sich die humanitäre Hilfe immer stärker den 
Transferleistungsformen im nationalen Sozial-
staat an.  

Durch einen adäquaten Methodenmix aus Ar-
chivbesuchen, Interviews und qualitativer In-
haltsanalyse wichtiger Strategie- und Projektpa-
piere zielt diese Pilotstudie auf eine erste begut-
achtete Publikation, einen Dialogworkshop mit 
humanitären und sozialpolitischen Akteuren 
und das Verfassen eines substantiellen Drittmit-
telantrages ab. Das für 12 Monate konzipierte 
Projekt, hat drei Hauptkomponenten: 

Die Analyse der internationalen social protecti-
on und cash transfer-Debatte;  

- Eine historisch empirische Fallstudie zur
deutschen Sozialpolitik und der jüngsten
Arbeit der Welthungerhilfe und

- Die Beziehung zwischen der Arbeit der
Welthungerhilfe und der nationalen Sozial-
politik und social protection policy in der
DR Kongo.

Dank der breiten Erfahrung des Antragsstellers 
im Bereich der humanitären Politikberatung 
und der theoriegeleiteten Analyse der humani-
tären Hilfe hat der anvisierte Dialogworkshop, 
der am Ende des Projektes humanitäre Prakti-
ker*innen und Forscher*innen zusammenzu-
bringen soll, das Potential, sowohl grundlegen-
de Reflexionsprozesse als auch praktische Ide-
enentwicklung anzuregen.
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Humanitäre Interventionen:  
Der Einfluss sozialer Distanz auf  
die individuelle Bereitschaft,  
Opfern von Gewalt zu helfen 
 
PROJEKTLEITUNG  
Prof. Dr. Bernhard Zangl 
INSTITUTION 
Institut für Politikwissenschaft,  
LMU München 
FÖRDERSUMME 
20 Tsd. Euro 
PROJEKTLAUFZEIT 
Pilotstudie, 6 Monate

Internationale Interventionen in Konflikten 
und die Bereitstellung humanitärer Hilfe nach 

Katastrophen beruhen (teilweise) auf dem Ein-
fühlungsvermögen der Bürger*innen in westli-
chen Demokratien und ihrer Bereitschaft, Res-
sourcen zur Verfügung zu stellen. Während al-
lerdings die meisten Untersuchungen über den 
selektiven Charakter humanitärer Interventio-
nen davon ausgehen, dass unser Einfühlungs-
vermögen mit den Opfern eines Konflikts oder 
einer Katastrophe von der Schwere der Situati-
on abhängt, argumentieren wir, dass „Distanz“ 
eine wichtige Rolle spielt.  

Aus der sozialpsychologischen Forschung wis-
sen wir, dass räumliche Distanz (die rein geogra-
phische Entfernung) sowie soziale Distanz (ob 
wir uns mit den Opfern identifizieren) die Wahr-
nehmung der Menschen von Ereignissen verän-
dert, ihre emotionale Reaktion auf die Ereignis-
se verringert und damit auch ihre Verhaltensab-
sicht – ihre Bereitschaft, etwas dagegen zu tun. 
Einfach gesagt: Sozialpsychologen fanden he-
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raus, dass uns Menschen, die räumlich und so-
zial weit von uns entfernt sind, weniger am Her-
zen liegen. Aufbauend auf diesen Ergebnissen 
ist unser zentrales Argument, dass „Distanz“ ei-
ne Herausforderung für kollektive Maßnahmen 
darstellt, wenn humanitäre Interventionen in 
Ländern erforderlich sind, die physische oder 
soziale Distanz zu uns aufweisen. Für diese Pilot-
studie legen wir den Fokus auf soziale Distanz 
und, um unsere Argumentation weiter zu entwi-
ckeln, verbinden diese Distanztheorien mit For-
schung zur Rolle von Emotionen in den Interna-
tionalen Beziehungen (IB). Wir testen zwei Hy-
pothesen: 

- Je größer/geringer die erlebte soziale Dis-
tanz zu den Opfern eines Konflikts, desto
weniger/eher sind Menschen dazu bereit,
Ressourcen für eine Intervention bereitzu-
stellen. Anders gesagt: Wir erwarten, dass
Katastrophen und Konflikte unterschiedli-
che Reaktionen bei den Menschen hervor-
rufen und dass diese Unterschiede eher
durch soziale Distanz erklärt werden kön-
nen als durch das Ausmaß menschlichen
Leids.

- Sprachakte, welche darauf abzielen, die so-
ziale Distanz zwischen Gemeinschaften
und Gruppen zu verringern/zu erhöhen,
sollten die Bereitschaft verringern/erhö-
hen, Ressourcen für eine Intervention zur
Verfügung zu stellen. Wir erwarten folglich,
dass Aussagen von Personen des öffentli-
chen Lebens die ursprüngliche Wahrneh-
mung von Distanz verändern können. In-
dem sie beispielsweise unsere gemeinsa-
me Menschlichkeit betonen, können sol-
che öffentlichen Erklärungen die soziale
Distanz eines Konflikts oder einer Katastro-
phe verringern. Dadurch kann auch die
Hilfsbereitschaft der Menschen positiv be-
einflusst werden.

Um diese Hypothesen zu überprüfen, führen wir 
einer Reihe von Umfrageexperimenten basie-
rend auf Vignetten durch. Vignetten sind kurze 
und hypothetische Geschichten, die eine be-

stimmte Situation skizzieren – in unserem Fall 
die eines gewaltsamen Konflikts. Mit Hilfe der 
Vignetten können wir die Geschichte, die wir 
den Teilnehmer*innen präsentieren, variieren 
(beispielsweise wer die Opfer des Konflikts sind 
oder wo dieser stattfindet) und damit ihre Reak-
tionen in einem kontrollierten Experiment un-
tersuchen. Während der Experimente wird die 
soziale und räumliche Distanz zwischen den 
Teilnehmer*innen und den Opfern des hypo-
thetischen Konflikts systematisch manipuliert, 
um die Auswirkungen auf die Reaktionen der 
Teilnehmer*innen zu bewerten. Wir werden so-
wohl die Empathie der Teilnehmer*innen mit 
den Opfern als auch ihre Bereitschaft testen, ei-
ne internationale humanitäre oder militärische 
Intervention zu unterstützen. 

Kurz gesagt, wir kombinieren Erkenntnisse aus 
der Sozialpsychologie mit der Rolle von Emotio-
nen in den IB und eröffnen damit eine neue Per-
spektive auf eine relevante Forschungsfrage: 
Wann sind Gesellschaften bereit, Ressourcen 
zur Unterstützung von Interventionen in Regio-
nen und Ländern zur Verfügung zu stellen, für 
die sie kein erkennbares Interesse haben?

25

©
 P

RE
SS

E 
U

N
D

 IN
FO

RM
AT

IO
N

SZ
EN

TR
U

M
S 

 
D

ES
 H

EE
RE

S 
D

ER
 B

U
N

D
ES

W
EH

R 
(P

IZ
 H

EE
R)



Acht Tagungen wurden 2017 in die Förde-
rung aufgenommen. Die folgende Tabelle 

gibt einen Überblick über sämtliche Projekte in 
dieser Kategorie, im Anschluss werden zwei Ta-

gungen ausführlich dargestellt. Weitere Infor-
mationen sind unter dem Förderarchiv 2017 auf 
der DSF-Homepage verfügbar.
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Wissenschaftliche Tagungen

WISSENSCHAFTLICHE ARBEITSTAGUNG 

Frieden und Konflikt: Theorie und Empirie aus historischer, sozialwissenschaftlicher  
und kulturwissenschaftlicher Perspektive 
Doktorandenschule Mannheim, 13. bis 16. Juni 2017 
Prof. Dr. Philipp Gassert, Universität Mannheim

INTERNATIONALE WISSENSCHAFTLICHE TAGUNGEN 

Außer Kontrolle geraten? Folgen von Änderungen in der Kriegsführung durch  
große Militärmächte aus dem „globalen Norden“ zur Eindämmung der Kriegsführung 
Hamburg, 11. bis 12. Mai 2017  
Prof. Dr. Michael Brzoska & Dr. Hans-Georg Ehrhart, IFSH, Hamburg

Die politischen Ordnungen in Russland und der Türkei im Vergleich.  
Bestimmungsfaktoren und Außenverhalten 
Bonn, 24. bis 25. November 2017 
Dr. Gabriele Freitag & Prof. Dr. Andreas Heinemann-Grüder, DGO/BICC

Der INF-Vertrag von 1987: Eine Neubewertung 
Berlin, 30. November bis 02. Dezember 2017 
Prof. Dr. Bernd Greiner & Prof. Dr. Elke Seefried, Berliner Kolleg Kalter Krieg

Friedensbewegungen und demokratische Kultur in Südeuropa, 1975 – 1990 
Rom, 14. bis 16. Februar 2018 
Prof. Dr. Martin Baumeister, Deutsches Historisches Institut, Rom

(Nicht-) Anerkennung bewaffneter nichtstaatlicher Akteure:  
Risiken und Chancen für die Konflikttransformation 
Hamburg, 29. bis 30. März 2018 
Prof. Dr. Anna Geis, Helmut Schmidt University Hamburg

Jenseits von „Trauma“. Transregionale und interdisziplinäre Perspektiven  
auf kriegsbedingte Not 
Tutzing, 05. bis 07. April 2018 
Dr. Teresa Koloma Beck, Universität der Bundeswehr, München

Der Internationale Strafgerichtshof in turbulenten Zeiten 
Den Haag, 24. bis 25. Mai 2018 
Prof. Dr. Gerhard Werle & Prof. Dr. Andreas Zimmermann, Universität Berlin/Potsdam
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PROJEKTLEITUNG  
Prof. Dr. Bernd Greiner und  
Prof. Dr. Elke Seefried 
INSTITUTION 
Berliner Kolleg Kalter Krieg 
FÖRDERSUMME 
8 Tsd. Euro 
VERANSTALTUNG 
Berlin, 30.11. bis 02.12.2017 

Ausgangspunkt der Tagung war der 30. Jah-
restag des INF-Vertrags vom 8. Dezember 

1987, des ersten echten Abrüstungsvertrags der 
Geschichte, bei dem nicht lediglich der weitere 
Aufwuchs von Rüstung begrenzt wurde, son-
dern durch den tatsächlich eine ganze Waffen-
kategorie abgeschafft wurde – konkret: alle 
landgestützten nuklearen Mittelstreckensyste-
me (500 – 5.500 km Reichweite) der beiden Su-
permächte USA und UdSSR („doppelte Null-Lö-
sung“). 

Die Tagung verfolgte insofern eine multiple 
Zielsetzung: Gestützt auf neue Quellenfunde 
und Archiverkenntnisse, galt es erstens, eine in-
ternationale, multiperspektivische Zusammen-
schau und Analyse des „Wegs“ zum INF-Vertrag, 
seiner Durch- und Umsetzung sowie seiner Per-
zeption in den betroffenen Ländern in NATO 
und Warschauer Pakt in ihrem interaktiven 
Wechselbeziehungen des Ost-West- bzw. Bünd-
niskontextes und der politisch-diplomatischen 
Rückkoppelung an gesellschaftliche Strömun-
gen aufzuzeigen. Zweitens sollte durch die ge-
genwartsnahe Zeitgeschichtsschreibung eine 
Brücke zur aktuellen Entwicklung geschlagen 
werden, um so drittens in der Geschichtswissen-
schaft wie in einer historisch-politisch interes-
sierten Öffentlichkeit das Bewusstsein zu schär-
fen für die in ihrem Gewicht häufig unterschätz-
ten, gleichwohl brennenden Fragen von Abrüs-
tung, Rüstungskontrolle und internationalen 
Beziehungen.

Der INF-Vertrag von 1987: Eine Neubewertung 
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PROJEKTLEITUNG  
Prof. Dr. Gerhard Werle &  
Prof. Dr. Andreas Zimmermann 
INSTITUTION 
Universität Berlin & Universität Potsdam 
FÖRDERSUMME 
20 Tsd. Euro 
VERANSTALTUNG 
Den Haag, 24. bis 25. Mai 2018  
 
 

Ziel der Tagung war, eine kritische Zwischen-
bilanz der Tätigkeit des Internationalen 

Strafgerichtshofs (IStGH) zu ziehen. Sie fand an-
lässlich des 20-jährigen Jubiläums der Annah-
me des Römischen Statuts des IStGH an dessen 
Sitz in Den Haag statt. Dadurch sollte eine Platt-
form zum Diskurs über die viel konstatierte ak-
tuelle Krise des IStGH geboten werden. Gleich-
zeitig sollten mögliche Perspektiven seiner zu-
künftigen Entwicklung diskutiert werden 

Unbestreitbar steht der IStGH zu seinem 20-jäh-
rigen Jubiläum vor zahlreichen Herausforderun-
gen. Diese sind sowohl rechtlicher als auch poli-
tischer Natur. Es stellen sich etwa Fragen nach 
dem Umgang mit den Rücktritten mehrerer 
Staaten, der Immunität von Staatsoberhäuptern 
wie auch dem Verhältnis zu Drittstaaten und 
dem UN-Sicherheitsrat. Dennoch bleibt festzu-
halten, dass turbulente Zeiten für die internatio-
nale Strafgerichtsbarkeit keine Besonderheit 
darstellen. Viele grundlegende Fragen waren 
während der Verhandlungen höchst umstritten; 
einige sind es bis heute. Zukünftig wird etwa zu 
klären sein, welche Bedeutung der Aktivierung 
der Gerichtsbarkeit hinsichtlich des Aggressi-
onsverbrechens zukommen wird. 

Die internationale Strafgerichtsbarkeit agiert 
naturgemäß in einem hochpolitischen Umfeld. 
Der IStGH wird seine Rolle als politischer Akteur 
in Zukunft noch effizienter ausfüllen müssen. 

Dabei ist nach wie vor zu betonen, dass der Ge-
richtshof nur ergänzend zu nationalen – und zu-
nehmend auch regionalen – Gerichtsbarkeiten 
tätig werden kann. Zwar können internationale 
Strafprozesse zur Aufarbeitung von Konfliktsi-
tuationen beitragen, ihre Möglichkeiten sind je-
doch begrenzt. In welcher Form der IStGH und 
der Trust Fund for Victims effizient Wiedergut-
machung leisten können, wird künftig zu klären 
sein. 20 Jahre nach der Verabschiedung des Rö-
mischen Statuts wird der IStGH vor allem an der 
Effizienz und Qualität seiner Prozesse arbeiten 
müssen. Dies erfordert nicht nur den Erlass juris-
tisch einwandfreier Urteile, sondern auch eine 
stärkere Vereinheitlichung der Arbeitsweise der 
einzelnen Kammern sowie mehr Transparenz. 

Gleichwohl leistet der IStGH einen wertvollen 
Beitrag zur Verstetigung und Konsolidierung 
des Völkerstrafrechts. Die Existenz eines ständi-
gen Gerichtshofs beugt der Fragmentierung 
dieses Rechtsgebiets vor. In den vergangenen 
Jahren konnte der IStGH seine Effizienz zudem 
bereits deutlich steigern.

Der Internationale Strafgerichtshof in turbulenten Zeiten 
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Acht Vernetzungsprojekte wurden in 2017 
bewilligt, sechs davon im Format einer Ta-

gung, die Erstellung einer Forschungslandkarte 
und eine Publikation.
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Wissenschaftliche Vernetzungs- und Transferprojekte 

TAGUNGEN

Jahrestreffen des Arbeitskreises „Abrüstung und Nichtverbreitung biologischer  
und chemischer Waffen“ 
Berlin, 19. Januar 2017 
Prof. em. Dr. Kathryn Nixdorff, Institut für Mikrobiologie und Genetik, TU Darmstadt

“Peace and Conflict Studies from the Margins to the Center. Rethinking Europe in  
an Unequal World” | 49. Wissenschaftliches Kolloquium der Arbeitsgemeinschaft für Friedens- 
und Konfliktforschung in Kooperation mit der European Peace Research Association (EuPRA) 
Schwerte, 16. bis 18. März 2017 
Prof. Dr. Conrad Schetter, Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung

Umsetzung kooperativer Ideen für die Diskursgestaltung in Richtung eines  
neuen Kommunikations- und Konferenzprozesses im Nahen Osten mit zwei Instrumenten 
Wien, 8. und 10. Mai 2017 
Dr. Bernd Kubbig, HSFK

„No Justice, no Peace? Friedenspsychologische Perspektiven auf soziale Ungleichheit“ 
Chemnitz, 16. bis 18. Juni 2017 
Prof. Dr. Frank Asbrock, TU Chemnitz

Die Bedeutung der Masterstudiengänge in der Friedens- und Konfliktforschung und  
ihrer Profilbildung für die Nachwuchsförderung in diesem Forschungsfeld  
(Jahrestagung 2017 des AFK-Arbeitskreises „Curriculum und Didaktik“) 
Augsburg, 23. bis 25. November 2017  
Prof. Dr. Christoph Weller, Universität Augsburg

Jahrestreffen des Arbeitskreises „Abrüstung und Nichtverbreitung biologischer  
und chemischer Waffen" 
Berlin, 30. Januar 2018  
Prof. em. Dr. Kathryn Nixdorff, Technische Universität Darmstadt

ANDERE FORMATE

Eine interaktive Weltkarte zur Präsentation des Datensatzes der humanitären Interventionen 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
Dr. Matthias Dembinski & Dr. Thorsten Gromes, HSFK, Frankfurt a.M.

Modelle der Deradikalisierung in Europa 
MUTmagazin Nr. 2 (2017) 
Mai-August 2017 
Tilman Wörtz, Culture Counts Foundation
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Vernetzungsprojekt 
„Das Mutmagazin“ 

Die Culture Counts 
Foundation erstell-
te eine Beilage für 
regionale Tageszei-
tungen namens 
„MUT - Glaube. 
Kriege. Hoffnung. 
Wege aus der Radi-
kalisierung“. Darin 
wurden Reporta-
gen über Men-

schen weltweit aus der Zivilgesellschaft veröf-
fentlicht, die in religiös konnotierten Konflikten 
Menschen von Gewaltakten abbringen.  

Speziell, wenn von dem Verhältnis zwischen 
„den Muslimen“ und „dem christlichen Abend-
land“ die Rede ist, wird der öffentlichen Diskurs 
auf eine Weise verengt, die politischen und psy-
chischen Faktoren bei religiös motivierten Ge-
walttaten außen vorlässt. Von der tatsächlichen 
Bedrohungslage einiger weniger Krimineller 
und Staaten mit ganz anders gelagertem geo-
politischem Interesse wird auf das Verhältnis 
ganzer Religionsgemeinschaften, ja Weltreligio-
nen geschlossen. Lösungen sind in so einer 
simplen Aufteilung entlang anscheinend reli-
giöser Konfliktlinien schwer.  

Doch es gibt in Europa, dem Nahen Osten und 
vielen anderen Ländern der Welt Menschen, die 
sich nicht von solcherlei Übertreibungen ver-
rückt machen lassen. Sie setzen sich für den Dia-
log der Religionen, für eine offene Gesellschaft 
und eine lebendige, spirituelle Praxis ohne je-
den Zwang für den Einzelnen ein.  

Ihre Arbeit medial und kompakt in einem Heft 
darzustellen - diese Aufgabe setzt sich das MUT-
Magazin. Es gibt keine vergleichbare Publikati-
on mit diesem Fokus und dieser großen Auflage 
(500.000) in Deutschland. Die Zielgruppe ist das 
breite Publikum. Die Darstellung von Friedens-
arbeit in den Massenmedien ist selten, da es Bil-

der von Versöhnung, Wiederaufbau und Kon-
fliktbearbeitung schwer haben im Vergleich zu 
Bildern und Berichten der Angst, Zerstörung 
und Wut. Initiativen zur Deradikalisierung sind 
relativ jung und unerforscht. Die Medien heben 
meist auf deutsche Beispiele ab. Doch kann der 
Blick auf Europa wichtige Anregungen aus den 
Erfahrungen anderer Länder liefern. 

Das zentrale Stück des Hefts soll eine Reise 
durch Europa werden, die Modelle der Deradi-
kalisierung erforscht und die Frage stellt: Was 
funktioniert? Was funktioniert nicht? Die Stif-
tung stellte Ihre Förderung für diese Strecke von 
14 Seiten in der Mitte des Hefts zur Verfügung. 

Die Arbeit wird im Anschluss an die Veröffentli-
chung auch der friedenspädagogischen Arbeit 
der Berghof Foundation Tübingen zur Verfü-
gung gestellt. 

Das Friedensgutachten 2017 

Das jährlich erschei-
nende „Friedensgut-
achten“ ist ein Koope-
rationsprojekt deut-
scher Friedensfor-
schungsinstitute, des-
sen Ziel darin besteht, 
wissenschaftliche Er-
kenntnisse aus der 
Friedens- und Konflikt-
forschung in die politische Praxis und Öffent-
lichkeit zu vermitteln. Das Friedensgutachten 
analysiert aktuelle Gewaltkonflikte, zeigt Trends 
der internationalen Außen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik und gibt Empfehlungen für 
die Politik. 

Die Ausgabe 2017 beschäftigt sich mit dem 
Schwerpunktthema: Wie lässt sich Gewalt bän-
digen, wenn die kooperative Weltordnung zer-
fällt? Die DSF fördert das Friedensgutachten im 
Zeitraum 2017-2019 mit einem jährlichen Zu-
schuss von 30 Tsd. Euro. 
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Aus Tagungen und Vernetzungsprojekten 

Stiftungseigene Publikationen 

Die stiftungseigenen Publikationsreihen sind 
ein fester Bestandteil der Wissenschaftskommu-
nikation der Stiftung. Sie fassen die neuesten Er-
gebnisse aus geförderten Forschungsprojekten 
in kompakter Form zusammen oder dokumen-
tieren die Veranstaltungen der Stiftungen. 

Forschung DSF No. 41:  
Mathias Albert, Kerstin Eppert, Mitja Sien-
knecht: Der Makro-/ Mikro-Link – UN Missionen 
als Kommunikationsstrukturen internationaler 
Interventionen. Das Beispiel der UN Assistance 
Mission for Iraq (UNAMI) 2017. 

Forschung DSF No. 42: 
Katharina Holzinger/Florian G. Kern/Daniela 
Kromrey: Traditional Institutions in sub-Saharan 
Africa: Endangering or Promoting Stable Do-
mestic Peace? 2017. 

Forschung DSF No. 43: 
Thomas Dörfler/Thomas Gehring/Manuel Be-
cker: Complex Governance Structures and Rule-
based Decision-making within the UN Security 
Council 2017. 

Forschung DSF No. 44: 
Matthias Dembinski/Thorsten Gromes: Ein Da-
tensatz der humanitären militärischen Interven-
tionen nach dem Zweiten Weltkrieg 2017.
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Die Deutsche Stiftung Friedensforschung unter-
stützt mit eigenen Veranstaltungen die Vermitt-
lung von Forschungsbefunden aus der Frie-
dens- und Konfliktforschung in die politische 
Praxis und Öffentlichkeit. Hierfür werden insbe-
sondere die Ergebnisse aus den geförderten 
Forschungsprojekten genutzt. Ein besonderes 
Augenmerk richtet die Stiftung auf den Dialog 
zwischen der Friedens- und Konfliktforschung 
und politischen Entscheidungsträger*innen in 
Parlament und Regierung. 

In 2017 richtete die Stiftung einen Parlamentari-
schen Abend im Rahmen des Ergebnistransfers 
des vom BMBF-geförderten Verbundforschungs-
projektes „Flucht: Forschung und Transfer“ aus. 
Außerdem beteiligte sich die DSF gemeinsam 
mit dem IMIS mit der Veranstaltung „Geflüchtete 
und der Zugang zu Bildung“ am Deutschen Stif-
tungstag, der 2017 in Osnabrück stattfand. Zur 
inhaltlichen und formalen Ausgestaltung  einer 
neuen Förderlinie im Rahmen der thematischen 
Projektförderung richtete die Stiftung  einen 
Workshop aus. 

Parlamentarischer Abend 

„Flucht ohne Ende: Wege einer neuen Flücht-
lingspolitik“ war das Thema des Parlamentari-
schen Abends, den die Stiftung am 22. März 
2017 im Rahmen des Kooperationsprojektes 

„Flucht: Forschung und Transfer“ gemeinsam 
mit den Projektpartnern ausrichtete. Die Veran-
staltung fand in den Räumlichkeiten der Deut-
schen Parlamentarischen Gesellschaft in Berlin 
statt. Das Verbundprojekt erhob erstmalig sys-
tematisch den Stand der wissenschaftlichen 
Forschung in Deutschland zu Fragen von Flucht, 
Migration und Integration. Das Ergebnis der Er-
hebung wurde den Teilnehmer*innen in an-
schaulicher Weise vorgestellt. Eröffnet wurde 
der Abend durch Stefan Müller, Parlamentari-
scher Staatssekretär bei der Bundesministerin 
für Bildung und Forschung und Vorsitzender 
des Stiftungsrats der DSF.  

Prof. Dr. Ulrich Schneckener, Vorsitzender des 
Vorstands der DSF, machte deutlich, in welch 
großem Umfang Gewaltkonflikte ursächlich für 
die Dynamik der gegenwärtigen Fluchtbewe-
gungen sind. Zur Einführung in das Thema stell-
te Verena Schulze Palstring (Universität Osna-
brück, IMIS) die Grundzüge des Verbundprojek-
tes vor. Sie machte deutlich, dass es nicht nur 
darum gehe, den forschungspolitischen Hand-
lungsbedarf zu ermitteln, sondern die Erkennt-
nisse aus dem Projekt unmittelbar nutzbar zu 
machen. Hierbei verwies sie sowohl auf die in-
ternetgestützte Datenbank zur Forschungs-
landschaft als auch auf erste Transferveranstal-
tungen. 
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Parlamentarischer Abend 2017



Es folgten zwei thematische Impulse, die auf 
zentrale Herausforderungen der gegenwärti-
gen und künftigen Flüchtlingspolitik aufmerk-
sam machten. Dr. Benjamin Etzold (BICC) wid-
mete sich insbesondere den anhaltenden 
Fluchtsituationen, die Menschen in großer Zahl 
über lange Zeiträume in unsichere, mitunter be-
drohliche Lebensumstände brächten. Dr. Olaf 
Kleist (Universität Osnabrück, IMIS) machte 
deutlich, dass widersprüchliche Trends existie-
ren, um die Fluchtbewegungen auf staatlicher 
Ebene zu kontrollieren und zu steuern. 

Workshop zur Ausgestaltung 
einer neuen Förderlinie 

Auf Einladung der DSF nahmen am 15. Februar 
2017 mehr als 25 Wissenschaftler*innen an ei-
nem Workshop in Berlin zum Thema Neue Tech-
nologien: Risiken und Potentiale für Rüstungs-
kontrolle, Abrüstung und internationale Sicher-
heit teil. Der Workshop hatte das Ziel, Ideen für 
die inhaltliche und formale Ausgestaltung einer 
neuen Förderlinie der Stiftung zu generieren. 
Die Teilnehmer*innen waren dazu aufgefordert, 
zum einen innovative Forschungsfelder und -
fragen für die neue Förderlinie zu identifizieren, 
zum anderen Förderformate zu diskutieren, um 
die Fördermittel möglichst effektiv einsetzen zu 
können. Der Workshop gliederte sich in drei 
übergeordnete Themenfelder: 

- Dual-Use-Technologien und
präventive Rüstungskontrolle

- Herausforderungen bei
Informationstechnologien

- Strategische Stabilität und
neue Technologien

Prof. Dr. Kathryn Nixdorff (TU Darmstadt), Dr. Ni-
klas Schörnig (HSFK) und Dr. Oliver Meier (SWP) 
gaben einen Einblick in die jeweiligen aktuellen 
Forschungstrends und skizzierten den weiteren 
Forschungsbedarf. Die Teilnehmer*innen waren 
sich darin einig, dass die zentralen Forschungs-
fragen zum Thema einer verstärkten interdiszi-
plinären Bearbeitung bedürfen. Hierfür ist ins-
besondere die Vernetzung einer naturwissen-
schaftlich-technischen, einer politikwissen-
schaftlichen sowie einer rechtswissenschaftli-
chen Expertise von grundlegender Bedeutung. 
Des Weiteren bestand Übereinstimmung in der 
Einschätzung, dass künftige Projekte in diesem 
Forschungsfeld ein großes Transferpotenzial für 
die Politik- und Gesellschaftsberatung haben 
werden. 

Im Anschluss an den Workshop der DSF fand 
das gemeinsame Fachsymposion von DSF und 
FONAS zur naturwissenschaftlichen Friedens-
forschung mit Mitgliedern des Deutschen Bun-
destages statt.
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Workshop zur Ausgestaltung der neuen Förderlinie



Der Stiftungsrat der DFS ist mit 12 Mitgliedern 
besetzt, die durch die Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung berufen werden. Er hat die 
Aufgabe, die grundsätzliche Ausrichtung der 
Stiftung sowie die Rahmenbedingungen und 
die Programme für die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks festzulegen. Er beaufsichtigt ferner die 
Tätigkeit des Vorstands. Der Bund ist mit sieben 
Mitgliedern im Stiftungsrat vertreten. Davon 
entfallen vier Vertreter*innen auf vier Bundes-
ministerien und drei auf den Deutschen Bun-
destag. Die übrigen fünf Sitze werden von Wis-
senschaftler*innen besetzt. 

Der Vorstand setzt sich aus fünf Mitgliedern zu-
sammen, die durch den Stiftungsrat ernannt 
werden. Ihm gehören mehrheitlich Wissen-
schaftler*innen sowie fachlich ausgewiesene 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an. Er 
trägt die Verantwortung für sämtliche operative 
Geschäfte und entscheidet über die Verwen-
dung der Fördermittel. Er vertritt die Stiftung 
gerichtlich und außergerichtlich. 

Mit dem Wissenschaftlichen Beirat steht den Stif-
tungsorganen ein wichtiges Beratungsgremium 
zur Seite. Der Beirat bildet durch seine Zusam-
mensetzung die fachdisziplinäre Breite des For-
schungsfeldes ab und besitzt somit eine weit 
gefächerte Expertise über unterschiedliche For-
schungstrends und –ergebnisse, die in die Ge-
staltung und Umsetzung der Förderprogramme 
einfließen.  

Der Stiftungsrat 

Stefan Müller, Parlamentarischer Staatssekretär 
bei der Bundesministerin für Bildung und For-
schung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Cilja Harders, Freie Universität Berlin | 
Stellvertretende Vorsitzende 
Prof. Dr. Gerhard Beestermöller, Luxembourg 
Dr. Ralf Brauksiepe, Parlamentarischer Staats-
sekretär bei der Bundesministerin für Verteidi-
gung 
Prof. Dr. Tobias Debiel, Universität Duisburg-Es-
sen 
Dr. Daniela De Ridder, Mitglied des Deutschen 
Bundestages  
Dr. Karl A. Lamers, Mitglied des Deutschen Bun-
destages  
Michael Roth, Mitglied des Deutschen Bundes-
tages, Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Prof. Dr. Dr. Sabine Freifrau von Schorlemer, TU 
Dresden 
Thomas Silberhorn, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
Dr. Volker Ullrich, Mitglied des Deutschen Bun-
destages  
Prof. Dr. Michael Zürn, Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung gGmbH 

Die ordentliche Sitzung des Stiftungsrats fand 
am 31. Mai 2017 in Berlin statt.

38

G
R

EM
IE

N GREMIEN 

ORGANE DER STIFTUNG

der Stiftungsrat

der Vorstand

GREMIUM DER STIFTUNG

der Wissenschaftliche Beirat



Der Vorstand 

Prof. Dr. Ulrich Schneckener, Universität Osna-
brück, Zentrum für Demokratie- und Friedens-
forschung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Susanne Buckley-Zistel, Philipps-Uni-
versität Marburg, Zentrum für Konfliktforschung 
| Stellvertretende Vorsitzende 
Peter Gottwald, Botschafter a.D. Bern 
Dr. Sabine Mannitz, Leibniz-Institut Hessische 
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung Frank-
furt a.M. 
Prof. Dr. Andreas von Arnauld, Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel 

Der Vorstand kam zu ordentlichen Sitzungen 
am 24. April und 9. November 2017 zusammen. 

Der Wissenschaftliche Beirat 

Prof. Dr. Heike Krieger, Freie Universität Berlin | 
Vorsitzende 
Prof. Dr. Klaus Schlichte, Universität Bremen | 
Stellvertretender Vorsitzender 
Dr. Martina Fischer, Brot für die Welt – Der Evan-
gelische Entwicklungsdienst Berlin 
Prof. Dr. Philipp Gassert, Universität Mannheim 
(neu ab 01.01.) 
Prof. Dr. Anna Geis, Helmut-Schmidt-Universi-
tät/ Universität der Bundeswehr Hamburg 
Uli Jäger, Berghof Foundation, Friedenspädago-
gik Tübingen 
Prof. Dr. Götz Neuneck, FONAS / Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
an der Universität Hamburg 
Prof. Dr. Shalini Randeria, Institut für die Wis-
senschaft vom Menschen (IWM) Wien (neu ab 
01.01.) 
Prof. Dr. Conrad Schetter, Bonn International 
Center for Conversion (BICC) 
Prof. Dr. Dieter Senghaas, Universität Bremen 
PD Dr. Ines-Jacqueline Werkner, Forschungs-
stätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
e.V (FEST) Heidelberg
Prof. Dr. Andreas Zick, Universität Bielefeld

Die in 2017 geplante Sitzung des Wissenschaftli-

chen Beirats wurde in das Folgejahr verschoben. 

Geschäftsstelle 

Dr. Thomas Held | Geschäftsführer 
Petra Menke | Rechnungswesen,  
Sachbearbeitung 
Sabine Podranski | Sachbearbeitung, 
Sekretariat 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung hat ih-
ren Sitz in der Friedensstadt Osnabrück. Das Bü-
ro der Geschäftsstelle befindet sich im histo-
risch und architektonisch wertvollen Steinwerk 
Ledenhof aus dem 14. Jahrhundert. Die Leitung 
der Geschäftsstelle hat seit August 2001 Herr Dr. 
Thomas Held inne. Neben dem Geschäftsführer 
gehören ferner Frau Sabine Podranski, die sich 
um das Sekretariat und die Sachbearbeitung 
kümmert, sowie Frau Petra Menke, deren Aufga-
benbereich sich auf die Buchführung, das Con-
trolling der Vermögensverwaltung und die In-
ternetpräsenz der Stiftung erstreckt, zum Team. 
Damit ist die Geschäftsstelle mit zwei Vollzeit- 
sowie einer 65-Prozent-Stelle besetzt. 

Anzahl Mitarbeiter*innen 2017 2,65 

Neben den genannten Tätigkeiten gehören zu 
den Aufgaben der Geschäftsstelle die Organisa-
tion von Veranstaltungen der Stiftung, die Öf-
fentlichkeitsarbeit, sowie die Betreuung der stif-
tungseigenen Veröffentlichungen „Jahresbe-
richte DSF“, „Forum DSF“, „Forschung DSF“ und 
„Arbeitspapiere DSF“. Außerdem konnte die DSF 
im Jahr 2017 vier Praktikant*innen einen Ein-
blick in die Arbeit der Stiftung ermöglichen. 
Durch aktive Mitarbeit in der Geschäftsstelle 
konnten sie ihre universitäre Ausbildung durch 
den Erwerb wertvoller praktischer Fähigkeiten 
ergänzen.
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Die DSF ist eine durch den Bund gegründete 
Stiftung, die mit einem Startkapital von 50 Mio. 
DM (25,56 Mio. Euro) ausgestattet wurde. Der 
aktuelle Wert des Vermögens liegt bei ca. 28,5 
Mio. Euro.  

Die Stiftung hat zwei Banken mit der Bewirt-
schaftung des Stiftungsvermögens beauftragt, 
das fast ausschließlich in Wertpapieren ange-
legt ist. Die Investitionen unterliegen festen Re-
geln, die in den „Grundsätzen für die Vermö-
gensverwaltung1“ festgehalten sind. Die zulässi-
gen Anlageklassen sind durch eine Positivliste 
definiert. Zudem enthalten die Grundsätze eine 
Reihe konkreter Bestimmungen zum Risikoma-
nagement sowie zu den Berichts- und Doku-
mentationspflichten der Vermögensbewirt-

schafter. Hierdurch wird den Stiftungsorganen 
ein umfassendes Controlling der Vermögensan-
lage ermöglicht.  

Das Vermögen ist entsprechend der Positivliste 
in festverzinslichen Wertpapieren, Aktien und 
sonstigen Anlagen, hier Immobilienfonds, in-
vestiert. Es handelt sich bei den Wertpapieren 
überwiegend um Einzeltitel. Investmentfonds 
spielen eine untergeordnete Rolle. Auf festver-
zinsliche Wertpapiere entfällt ein Mindestanteil 
von 60 Prozent, Aktien und aktienähnliche Pro-
dukte können in Abhängigkeit von der Kapital-
marktlage bis zu 30 Prozent ausmachen. Die 
 Bewertung erfolgt zu Anschaffungskosten ge-
mäß den Vorschriften des Handelsgesetzbuch 
(HGB).
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1 Die aktuelle Fassung der Grundsätze ist vom 31. Mai 2017.

Das Vermögen 

Vermögen der DSF zum 31.12.2017

68%

21%

3%
8%

Renten 
19.311.904 €

Aktien 
6.059.303 €

Alternative  
Investments 
768.486 €

Liquidität 
2.401.742 €



Nachhaltigkeit als wichtiger 
Baustein 
Seit 2014 sind die Richtlinien zur nachhaltigen 
Kapitalanlage Bestandteil der Grundsätze, mit 
denen Ziele und Kriterien festgelegt wurden, 
die von den Banken zu beachten sind. Das Kon-
zept arbeitet zum einen mit Ausschlusskriterien, 
die sich auf Geschäftsfelder (z.B. Alkohol, Rüs-
tung) und Geschäftspraktiken (z.B. Menschen-
rechtsverletzungen) beziehen. Zum anderen 
wird der „best-in-class-Ansatz“ verfolgt, der als 

relativer Ansatz diejenigen Unternehmen iden-
tifiziert, die die besten Nachhaltigkeitsleistun-
gen ihrer Branche erbringen. 

Für die Pilotphase der Nachhaltigkeitsrichtlinien 
gilt, dass mindestens 50 Prozent aller Anlage-
produkte den vorgegebenen Kriterienkatalog 
erfüllen müssen und alle Aktienprodukte und 
Unternehmensanleihen in den einschlägigen 
Nachhaltigkeitsindizes (Dow Jones Sustainabili-
ty, FTSE4Good u.Ä.) gelistet sind.
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Der Jahresabschluss 2017 

Die Bilanz 

Die Bilanzsumme zum 31. Dezember 2017 be-
trägt 28,0 Mio. Euro und hat sich gegenüber 
dem Vorjahr nur minimal erhöht. Auf der Aktiv-
seite fand eine Verschiebung vom Anlage- zum 
Umlaufvermögen in Höhe von 1,8 Mio. Euro 
statt, d.h. die Liquidität war höher und die Inves-
tition in Wertpapieren entsprechend geringer. 
Das Anlagevermögen besteht fast ausschließ-
lich aus Wertpapieren. 

Auf der Passivseite sind folgende Veränderun-
gen festzustellen: Die Verbindlichkeiten für For-

schungsprojektförderung fallen 222 Tsd. Euro 
höher aus als im Vorjahr, die sonstigen Verbind-
lichkeiten sinken um 18 Tsd. Euro. Das Eigenka-
pital wurde um den Jahresfehlbetrag 2017 in 
Höhe von 149 Tsd. Euro vermindert. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt in zusammenge-
fasster Form und in Gegenüberstellung zu den 
entsprechenden Zahlen des Vorjahres die Ent-
wicklung und den Stand der Vermögens- und 
Finanzlage zum 31. Dezember 2017.
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31.12.2017 31.12.2016

AKTIVA EUR EUR

A. Anlagevermögen 25.444.311,15 27.232.573,98

I. Sachanlagen: Betriebs- und Geschäftsausstattung 18.588,74 6.974,84

II. Finanzanlagen: Wertpapiere des Anlagevermögens 25.425.722,41 27.225.599,14

B. Umlaufvermögen 2.556.883,63 708.105,46

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 148.312,71 206.851,31

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.408.570,92 501.254,15

BILANZSUMME 28.001.194,78 27.940.679,44

Treuhandvermögen

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 217.951,22 215.020,01

31.12.2017 31.12.2016

PASSIVA EUR EUR

A. Eigenkapital 27.141.406,18 27.289.978,94

I. Stiftungskapital 27.065.894,06 27.065.794,06

II. Ergebnisrücklage 224.184,88 760.834,61

III. Jahresergebnis -148.672,76 -536.649,73

B. Rückstellungen 23.392,00 18.095,43

C. Verbindlichkeiten 836.396,60 632.605,07

1. Verbindlichkeiten aus Förderleistungen 778.801,86 556.542,46

2. Sonstige Verbindlichkeiten 57.594,74 76.062,61

BILANZSUMME 28.001.194,78 27.940.679,44

Treuhandvermögen

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 217.951,22 215.020,01

Bilanz 2017
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Die Erträge aus Vermögensbewirtschaftung er-
höhten sich im Vergleich zum Vorjahr um 194 
Tsd. Euro auf 998 Tsd. Euro. Dabei stieg der Bei-
trag des Finanzergebnisses um 116 Tsd. Euro auf 
348 Tsd. Euro an. Die Gebühren für die Verwal-
tung des Finanzanlagevermögens blieben kon-
stant, aber in 2017 waren keine Abschreibun-
gen auf Wertpapiere vorzunehmen, daher fällt 
das Ergebnis aus Vermögensbewirtschaftung 
deutlich höher aus (+524 Tsd. Euro). Für Förder-
leistungen wurden 2017 insgesamt 804 Tsd. Eu-
ro zur Verfügung gestellt, ca. 77 Tsd. Euro mehr 
als im Vorjahr. Die Rückflüsse aus der Projektför-

derung beliefen sich auf ca. 43 Tsd. Euro (Vor-
jahr: 100 Tsd. Euro). Die Mittel für Wissenschaft -
liche Eigeninitiativen verteilen sich in 2017 mit 
einem Betrag von ca. 16 Tsd. Euro auf die durch-
geführten Veranstaltungen in 2017 (2016: 33 
Tsd. Euro). Das Jahresergebnis beträgt 2017 -
149 Tsd. Euro (Vorjahr -537 Tsd. Euro). 

Die nachfolgende Tabelle zeigt in zusammenge-
fasster Form und in Gegenüberstellung zu den 
entsprechenden Zahlen des Vorjahres die Ent-
wicklung und den Stand der Ertragslage zum 
31. Dezember 2017.

Die Ertragslage 

2017 2016

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG EUR EUR

Erträge aus Vermögensbewirtschaftung 997.546,41 803.695,63

Erträge aus Wertpapieren des Anlagevermögens 649.536,90 572.166,80

Finanzergebnis (Vermögensumschichtung 348.009,51 231.528,83

Aufwendungen aus Vermögensbewirtschaftung 140.531,46 470.966,37

Entgelte der Dienstleister 131.893,60 131.829,06

Abschreibungen auf Wertpapiere des Anlagevermögens 0,00 337.565,38

Steuern vom Einkommen und Ertrag 8.637,86 1.571,93

Ergebnis aus Vermögensbewirtschaftung 857.014,95 332.729,26

Aufwendungen und Erträge aus Verwaltung -233.286,25 -232.146,40

Personalaufwendungen 195.716,66 193.368,40

Sachaufwendungen unter Berücksichtigung eigener Erträge 37.569,59 38.778,00

Jahresergebnis vor Erfüllung des Stiftungszweckes 623.728,70 100.582,86

Aufwendungen zur Erfüllung des Stiftungszweckes 820.073,19 760.144,26

Aufwendungen Projektförderung (Bewilligungen) 804.113,18 726.736,00

Wissenschaftliche Eigeninitiativen und Kooperationen 15.960,01 33.408,26

Erträge zur Erfüllung des Stiftungszweckes 47.671,73 122.911,67

Rückzahlungen Projektförderung 42.797,63 99.766,53

Förderung durch Dritte 4.874,10 23.145,14

Summe Förderung netto -772.401,46 -637.232,59

Jahresergebnis -148.672,76 -536.649,73

Gewinn- und Verlustrechnung 2017



Der Vorstand stellt den Jahresabschluss auf. Der 
Stiftungsrat bestätigt diesen und entlastet den 
Vorstand. Nach § 14 (4) ist der Abschluss durch 
einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen. Hierfür be-
auftragte die DSF in 2017 die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Confidaris AG aus Osnabrück. 

Für die Jahresrechnung 2017 erteilte Confidaris 
AG einen uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk. Die Wirtschaftsprüfer kommen hierin zu 
den folgenden Prüfungsurteilen: 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend 
aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung - 
unter Einbeziehung der Buchführung der Deut-
schen Stiftung Friedensforschung (DSF), Osna-
brück, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung des Jahresabschlusses nach 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften für 
Jahresabschlüsse von Stiftungen und den er-
gänzenden Regelungen in der Stiftungssatzung 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter der Stiftung. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-
fung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung abzuge-
ben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-
lungen werden Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld der Deutschen Stiftung Frie-
densforschung (DSF) sowie Erwartungen über 
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Zitat aus dem Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.17
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mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung und Jahresabschluss überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze unter Berücksichtigung 
stiftungsbezogener Besonderheiten und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet.“ 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung mit 
Sitz in Osnabrück ist unter der Stiftungsnummer 
16 (034) in das öffentliche Stiftungsverzeichnis 
des Amtes für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems als rechtsfähige Stiftung des bürger-
lichen Rechts eingetragen. 

Die DSF ist Mitglied im Bundesverband Deut-
scher Stiftungen. 

Die Ludwig Quidde-Stiftung 

Die unselbstständige Ludwig Quidde-Stiftung 
befindet sich seit 2011 in der Verwaltung der 
DSF. Sie verfolgt das Ziel, das Leben und Le-
benswerk des Friedensnobelpreisträgers von 
1927 Ludwig Quidde in Erinnerung zu rufen. Die 
Hauptaufgabe der Stiftung besteht in der Verlei-
hung des mit 5.000 Euro dotierten Ludwig 

Quidde-Preises, der in-
zwischen zum dritten 
Mal ausgeschrieben 
wird. Mit dem Preis wird 
eine herausragende frie-
denswissenschaftliche 
Forschungsleistung im 
Sinne eines wissen-
schaftlichen Gesamtwer-
kes oder eines wegwei-

senden Forschungsansatzes ausgezeichnet. Die 
Leistung soll in enger Verbindung mit dem Wir-
ken Ludwig Quiddes stehen, weshalb Nominie-
rungen aus unterschiedlichen Themenberei-
chen wie z. B. dem Friedensvölkerrecht, dem Pa-
zifismus, der historischen Friedensforschung, 
der internationalen Friedensorganisationen ein-
gereicht werden können.  

Weitere Informationen finden sich im Jahresbe-
richt 2017 der Ludwig Quidde-Stiftung.

Ludwig Quidde
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